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Beschluß

2 Hamburg 11, den 24.Juni 1966
Zippelhaus 5,Hths. Erdgeschoß,

In der EntschädigungaSache
der Erbengemeinschaft nach Br.Hans Buxbaum, 
bestehend aus:

1 .) Frau Annie h a u,
7200 Hollywood Blvd», Hollywood, Oalif.
90046 USA.,

2.) Frau Olga Frank geb. Buxbaum,
65 East 96th Str., New York 28,N.Y. - USA«,

Proz.Bev.: Klägerin zu 1):
Klägerinnen,

Annie Rau, Hollywood

gegen 
die Freie und Hangestadt Hamburg, 
gesetzlich vertreten durch die 
Arbeits- und Sozialbehörde, 
Amt für Wiedergutmachung, 
Hamburg 56, Drehbahn 54, 
Az.: WO 2 - 1012 94/16 -

Beklagte, 
beschlief3t das Landgericht Hamburg, Entschädigungs« 
kammer 1, durch folgende Richter;

1. Landgerichtsdirektor Dr. G. Schmidt,
2. Landgerichtsrat Marwede,
3. Gerichtsassessor Beyer:
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Der Antrag der Klägerinnen, ihnen das 
Armenrecht zu gewähren und einen Anwalt 
beizuordnen, wird abgelehnt.

Gründe

Das Armenrecht ist den Klägerinnen zu versagen, 

weil die beabsichtigte RechtsVerfolgung ( § 209 Abs. 
1 BEG i.Vo mit § 114 ZDO) keine hinreichende Aussicht 
auf Erfolg verspricht. Insoweit wird vollen Umfanges 
auf das Urteil der Kammer vom heutigen Tage verwiesen.

Im übrigen dürfte die Klägerin zu 1) nicht außer­
stande sein, ohne Beeinträchtigung des für sie und ihre 
Familie notwendigen Unterhalts die Kosten des Prozesses 
zu bestreiten. Wie sich aus den Akten des Bayerischen 
Entschädigungsamtxes ergibt, hat sie von dem Land 
Bayern im Jahre 1963 eine Entschädigung von 25-021.— DM 
erhalten und bezieht eine laufende Rente von zur Zeit 
371 o— DM monatlich. Danach kann nicht ohne weiteres 
von ihrer Mittellosigkeit ausgegangen werden.
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der Erbengemeinschaft nach Dr. Hans Buxbaum, 
bestehend aus?
10) Frau Annie Rau,

Verkündet am
J uni 1966

als Urkundsbeamtin 
der Geschäftsstelle.

7200 Hollywood Blvd., Hollywood, Calif« 
90046 USA.,

2.) Frau Olga Frank geb» Buxbaum,
65 East 96th Str., New York 28, N.Y. - USA.,

Klägerinnen,

Rroz.Bev«; Klägerin zu 1) s Annie Rau, Hollywood

Anjgrfertigt a» 2 KJunl 1966
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2 4, Juni 196ö

gegen

die Freie und Hansestadt Hamburg, 
gesetzlich vertreten durch die 
Arbeits- und Sozialbehörde, 
Arat für Wiedergutmachung, 
2 Hamburg 56, Drehbahn 54, 
Az.» WG 2 - 1012 94/16 -

Bekla gte, 
das Landgericht Hamburg, Entschädigungs­

kammer 1, durch folgende Richter:
1. Landgerichtsdirektor Dr. G. Schmidt, 
2. Landgerichtsrat Marwede, 
3. Gerichtsassessor Beyer

für Recht;
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Die Klage wird abgewiesen.

Gerichtskosten werden nicht erhoben.. Die außer­
gerichtlichen Kosten des Rechtsstreits tragen 
die Klägerinnen.

Tatbestand

Die Klägerinnen begehren Entschädigungsleistungen 
nach den Bestimmungen des Bundesentschädigungsgesetzes 
für einen von ihrem am 24« Juni 1947 verstorbenen Onkel 
erlittenen Schaden an Körper und Gesundheit, Freiheit, 

! Eigentum und Vermögen, durch Zahlung von Sonderabgaben 
sowie im beruflichen und wirtschaftlichen Fortkommen.

Diese Ansprüche sind von den Klägerinnen mit einem 
am 26. März 1965 bei der Beklagten eingegangenen Antrag 
angemeldet worden. Hinsichtlich der Versäumung der Antrags­
frist begehren die Klägerinnen Wiedereinsetzung in den 
vorigen Stand und tragen dazu vor, sie seien durch eine 
falsche Auskunft an der rechtzeitigen Geltendmachung der 
Ansprüche gehindert worden. Die Klägerin zu 1) behauptet 
weiter, sie habe sich wiederholt persönlich sowohl im 
Jahre 1955 als auch noch im Jahre 1956 bei der deutschen 
diplomatischen Vertretung in Havanna erkundigt und von 
einem dortigen Bediensteten die Auskunft erhalten, nicht 
anspruchsberechtigt zu sein. Der Umstand, daß sie in ei­
gener Sache form- und fristgerechte Ansprüche angemeldet 
habe, sei als Indiz dafür zu werten, daß sie in Sachen 
des Onkels eine negative Auskunft erhalten habe. Andern­
falls wären diese Ansprüche ebenfalls rechtzeitig ange­
meldet worden.

Die Beklagte hat den Antrag der Klägerinnen auf 
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand durch Bescheid vom
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14. Oktober 1965 abgelehnt und gleichzeitig den Bntschä- 
digungsantrag der Klägerinnen als unzulässig zurückge­
wiesen. In den Gründen des Bescheides ist ausgefuhrt;
Es sei nicht glaubhaft gemacht worden, daß die Klägerinnen 
ohne ihr Verschulden gehindert gewesen seien, die Antrags­
frist einzuhalten. Es müsse bezweifelt werden, daß die 
Klägerin zu 1) von einem Angeiiörigen der diplomatischen 
Vertretung der Bundesrepublik in Havanna die Auskunft 
über die fehlende Anspruchsberechtigung erhalten habe. 
Das deutsche Behördenpersonal sei nämlich angewiesen, 
Fragesteller im Zweifelsfalle an die fachlich zuständige 
Stelle, in diesem Falle an die Entschädigungsbehörde, zu 
verweisen. Diese Zweifel würden durch das Vorbringen der 
Klägerin zu 1) bestärkt, sie habe in ihrer eigenen Sache 
form- und fristgerecht Ansprüche angemeldet. Durch Ein­
sichtnahme in ihre bei dem Bayerischen Landesentschädigungs­
amt geführte Akte habe sich dieser Vortrag nämlich als 
unrichtig herausgestellt. Die Klägerin zu 1) habe ihre 
Entschädigungsansprüche dort erstmalig mit einem am 16. 
Äugtet I96O eingegangenen Antrag geltend gemacht und im 
Verfahren über ihren Schaden an Körper und Gesundheit 
sogar hilfsweise Wiedereinsetzung in den vorigen Stand 
beantragt. Den Klägerinnen könne die Wiedereinsetzung 
in den vorigen Stand in diesem Verfahren nicht gewährt 
werden« Ihr Antrag auf Entschädigung nach dem Onkel müsse 
als unzulässig abgewiesen werden.

Gegen diesen Bescheid richtet sich die am 3. November 
1965 bei Gericht eingegangene Klage der Klägerin zu 1 ), der 
sich die Klägerin zu 2) mit einem am 27. Dezember 1965 
bei Gericht eingegangenen Schriftsatz angeschlossen hat. 
Bfe Klägerinnen tragen vor, entgegen der Annahme der 
Beklagten habe sich die Klägerin zu 1) sehr wohl bei dem
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deutschen Generalkonsulat in Kuba erkundigt und 
den Bescheid erhalten, daß die Klägerinnen nicht 
berechtigt seien, nach einem Onkel Entschädigungs­
ansprüche geltend zu machen. Diese Auskunft sei von 
dem damaligen deutschen Geschäftsträger in Kuba, 
Dr. Suess, erteilt worden. Es sei anerkannten Hechtes, 
daß Wiedereinsetzung in den vorigen Stand gewährt 
werden müsse, wenn eine amtliche Stelle eine falsche 
Auskunft erteilt habe.

Die Klägerinnen beantragen, 
ihnen die Wiedereinsetzung in den 
vorigen Stand zu gewähren, 
die Beklagte zu verurteilen, ihnen 
für den von dem Erblasser erlittenen 
Schaden an Körper und Gesundheit, 
an Eigentum und Vermögen, im beruf­
lichen und wirtschaftlichen Fort­
kommen sowie für Schaden an Beben 
eine in das Ermessen des Gerichts 
gestellte Entschädigung zu zahlen.

Die Beklagte beantragt, 

die Klage abzuweisen, 
hilfsweise: sie gemäß § 713 Abs. 2 ZPO 
zu befugen und der Klage nur mit der 
Maßgabe stattzugeben, daß die Vorschrif­
ten des Haushaltssicherungsgesetzes 
Anwendung fänden.

Zur Begründung ihres Abweisungsantrages nimmt 
die Beklagte Bezug auf die Ausführungen in dem ange­
fochtenen Bescheid.

Das Gericht hat die Amtsakten der Beklagten über 
den Onkel der Klägerinnen und die Akten des Bayerischen 
Entschädigungsamtes, die Klägerin zu 1) betreffend, 
beigezogen. Auf den Inhalt der Beiakten, wie auf den 
der Prozeßakte, wird ergänzend Bezug genommen.

- 5 -
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Ent s cheidungg gründe

Eie Entscheidung ergeht auf Antrag der Beklagten 
gemäß § 209 Abs. 3 BEG.

Die zulässige Klage ist nicht begründet.

Der Antrag der Klägerinnen auf Gewährung von Ent­
schädigungsleistungen nach ihrem Onkel Dr. Hans Buxbaum 
ist unzulässig. Er ist erst nach dem 1. April 1958, 
also nach Ablauf der Prist des § 189 Abs. 1 BEG, bei der 
Beklagten eingegangen.

Die Beklagte hat es auch zu Recht abgelehnt, den 
Klägerinnen die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand 
zu gewähren. Die Kammer vermag nicht festzustellen, 
daß die Klägerinnen ohne ihr Verschulden gehindert 
waren, den Antrag vor Ablauf der Prist des § 189 Abs. 1 
BEG zu stellen (§ 189 Abs. 3 BEG). Nach der Recht­
sprechung des BGH, der die Kammer folgt, muß von den 
Berechtigten nämlich erwartet werden, daß sie sich 
über die Voraussetzungen und den Umfang der ihnen zuste­
henden Ansprüche vergewissern (vgl. BGH in RzW 62, S. 
326). Ein Verschulden ist deshalb anzunehmen, wenn sich 
ein Berechtigter von der deutschen Wiedergutmachungs- 
gesetzgebung und damit auch von dem Vorhandensein einer 
Ausschlußfrist hätte Kenntnis verschaffen können und 
wenn ihm dies hätte zugemutet werden können (vgl. BGH 
aaO unter Hinweis auf BGH RzW 1960, 137 Nr.42).

Dieser Erkundigungspflicht sind die Klägerinnen 
nicht nachgekommen. Die Klägerin zu 1) behauptet zwar, 
sie habe sich bei dem derzeitigen Geschäftsträger der 
deutschen diplomatischen Vertretung in Kuba, Dr.Suess, 
erkundigt. Ein Beweis für diese Behauptung konnte jedoch 
nicht erbracht werden. Dr. Suess ist in der Zwischenzeit 
verstorben. Weitere Zeugen können die Klägerinnen nicht 
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benennen. Es kann ato nicht festgestellt werden, 
daß die Klägerinnen sich in Kuba an eine mit der 
Entschädigungsgesetzgebung hinreichend vertraute 
Stelle gewandt haben. Dann ist aber davon auszugehen, 
daß sie ihrer Erkundigungspflicht nicht nachgekommen 
sind (BGH IM Nr. 9 zu § 189 BEG 1956)O

Aber selbst wenn man zugunsten der Klägerinnen 
unterstellt, daß sie in Kuba ohne ihr Verschulden 
gehindert waren, sich über die deutsche Entschädigungs­
gesetzgebung zu erkundigen, so kann das für die Zeit 
seit 1960 nicht mehr angenommen werden. Von 1960 bis 
1964 hat sich die Klägerin zu 1) nämlich in Deutsch­
land aufgehalten, wie sich aus den Akten des Bayeri­
schen Entschädigungsamtes ergibt. Spätestens seit 1960 
war sie in ihrem eigenen Verfahren auch durch einen 
mit der Entschädigungsgesetzgebung vertrauten Bechts- 
anwalt vertreten. Spätestens seit 1960 hatten die 
Klägerinnen daher die Möglichkeit, sich ausreichende 
Auskünfte über die Entschädigungsgesetzgebung zu ver­
schaffen. Wenn sie trotzdem erst im Jahre 1965 einen 
Entschädigungsantrag stellten, so muß ihnen das jeden­
falls insoweit als Verschulden angerechnet werden, 
daß sie diesen Antrag nicht schon - wie die an das 
Bayerische Entschädigungsamt - Ende 1960, Anfang 1961, 
sondern erst fünf Jahre später, am 26. März 1965, 
gestellt haben.

Jedenfalls läßt sich nicht entsprechend § 189 
Abs. 3 BEG feststellen, daß die Klägerinnen bis 1965 
ohne ihr Verschulden gehindert waren, einen Antrag auf 
Entschädigungsleistungen nach ihrem Onkel zu stellen. 
Dann aber kann ihnen jetzt auch nicht mehr die Wieder­
einsetzung in den vorigen Stand wegen Versäumung der 
Frist des § 189 Abs. 1 BEG gewährt werden. I^re Klage 
ist schon aus diesem Grunde abzuweisen.
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Die Kostenentscheidungen ergeben sich aus den 
Bestimmungen der §§ 209 Abs. 1, 225 Abs. 1 BEG, 
91 Abs. 1 ZPO. Einer Entscheidung über die vorläufige 
Vollstreckbarkeit des Urteils hinsichtlich der Kosten 
bedarf es nicht, weil Gerichtskosten nicht erhoben 
werden und die Beklagte Erstattung ihrer außergericht­
lichen Kosten nicht verlangt.



2mx GeschaHastifÄs
ä^Buaea aa: \ 1DC$

A JustizsekietSr

Annie Rau
72oo Hollywood ßlvd.
Hollywood, Calif. 90046 USA 7. Juli 1966 
federfuehrend fuer*
die Erbengemeinschaft Dr. Hans Buxbaum

An das
Hanseatische Oberlandesgericht

2Hamburg 
GERMANY 
Sievekingplatz

AZ«: des Landgerichts Hamburg, Entschaedigungskämmer 1 
/ r 1 1 IWi W Je

BESCHWERDE und BERUFUNG V
der

vertreten durch

gegen

wegen

Annie Rau, federfuehrej^ die 
Erbengemeinschaft nach 1

, -,Dr« Hans; Buxbaum " M . aK . J
Selbstvertretung

die Freie- und^Hansefe^ädt Hamburg 
gesetzlich vertreten durch die Arbeits­
und Sozialbehoerde^ Amt fuer Wiedergutmachung 
2 Hamburg 36,Drehbahn 54.

.
Entschaedigungsansprueche nach /r^ 
Dr» Hans Buxbaum

Gegen den Beschluss des Landgerichts Hamburg, Entschaedigungskammer 
"i • ■ * ■ ■ • r >. ! ?■

1, vom 23o Juni 1966, zugestellt am 27. 6. 1966 lege ich

B E R U F U NG

ein und werde beantragen:

. ./2



Hamburg
1: Der Beschluss des Landgerichts

24. '6. 1966 vom * * wird aufgehoben;

2: Es wird die Rueckerstattung der im Antrag 

aufgc fueh?ten Verte und Positionen ange- 

ordnet;

3: Der Beklagte hat die Kosten des Re-cht-s- 

Streits zu tragen;

4: Das Urteil ist vorlaeufig vollstreckbar.

BEGRUB D u N G

Es steht aufgrund des Sachverhaltes eindeutig fest, dass ich 

berechtigt bin, rueckerstattungsrechtliche Ansprueche geltend 

zu machen, 'Jenn die Wiedergutmachungsaerüter nun im Beschluss 

dazu uebergehen und nicht stichhaltige Gruende vorbringen, um 

mich um meine »'echte zu bringen, so ist dies nicht nur eine 

unbillige Haerte, sondern kann von mir nicht akzeptiert wer- 
t 
den. Nicht immer kann man einen Antragsteller dafuer verant­

wortlich machen - da er nicht in der Lage ist, einen bestimm­

ten Nachweis zu erbringen, sei es der Verbringungs- oder 

Entziehungsnachweis. Da es nicht ein Einzelfall ist, sondern 

es sich um notorisch festgelegte Tatsachen handelt, ist die 

Rueckerstattungsbehoerde auf alle Fgelle verpflichtet, zuge- 

fuegtes Unrecht des Rechtsvorgaengers, - naemlich des III. 

Reiches, - wieder gut zu machen und bei der Beweiserhebung 

mitzuwirken. Personen, die selbst jahrelang verfolgt wurdon«^ 

die in KZ—Laegern oder sonstigen laogern odor Verstecken in-
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haftiuert wurden und gluecklicherweise aort den Zusammenbruch 

miterlebten, koennen doch nicht im besitz von irgendwelchen 

Schriftstuecken oder schriftlichen Nachweisen sein» Dies ist 

den Rueckerstattungsbehoerden doch zur Genuese bekannt. Es 

wird hier in diesem Zusammenhang auf Par. 3o BRueG^hJLngewie— 

sen, dessen iederliolung in dieser Beschwerde sich eruebrigen 

duerfte. Auch nehme ich Bezug auf die Par, 27, 28, 2Q BRueG 

und nicht zuletzt auf Par. 189 BEG. Es ist ebenso schwierig 

und darauf muss hingewiesen ./erden, fuer bestimmte Verlustvor- 

gaenge, Zeugenaussagen zu beschaffen, weil gerade die infrage- 

konimenden Augenzeugen meistens selbst ihr Leben in einem der 

Mordlaeger lassen mussten, oder in eine unbekannte Veit'"ge­

flohen .sind, so dass ein Kontakt mit ihnen, nicht hergestellt 
1 * 

werden kann.

Fuer solche Beweisnot kann man aber einen Verfolgten nicht 

verantwortlich machen, der weiter nichts will, als- dann man 

nur einen kleinen Prozentsatz des ihm zugefuegten Unrechts 

mit finanziellen Mitteln wieder gut zu machen versucht.



Leseabschfift

hanseatisches Oberlandesgericht
Jiv.-Sen. 9a

^chäfts-Nr.: 9a u (Entsch) 157/66

.' 5t
2 Hamburg 36, den 20« Juli 196$

Sieveklngplatz 2

Fernsprecher 34 10 0 2057
Behördennetz 9.43 ( ” )

Frau
Annie Rau
7200 Hollywood Blvd.
Hollywood, Galli. 90046 USA

Sehr geehrte Frau Rau I

Auf Ihre am 15*7.1966 hier eingegangene Berufung teile 
ich Ihnen mit, daß gemäß § 224 Abe. 2 BEG eine Berufung 
gegen das Urteil des Landgerichts nur durch einen beim 
Hanseatischen Oberlandesgericht in Hamburg zugelasse­
nen Rechtsanwalt eingelegt werden kann. Ihre selbst ein­
gelegte Berufung müßte als unzulässig verworfen werden.

Im übrigen läßt Ihre Eingabe nicht erkennen, wogegen 
Sie Berufung einlegen wollen. In Ihrem Anträge ist von 
der Rückerstattung bestimmter Werte die Rede, in den 
Gründen wird auf den Inhalt des landgerichtlichen Ur­
teils v. 24*6.1966 nicht Bezug genommen, insbesondere 
haben Sie sich nicht dazu geäußert, warum Sie in der 
Zeit von 1960 - 1965 keine Ansprüche angemeldet haben 
(e. Urteil v. 24.6.1966 Seite 6).

(Dr. Matthiessen) 
Senatspräeident



Annie Reu
72oo Hollywood Blvd. 
Hollywood, Calif. 90046 USA

An das
Hanseatische Oberlandesgericht
Ziv. Sen. 9 a

2 Hamburg 36 
Sievekingplatz 2 
GERMANY

AZ.: 9 a U Entsch. 157/66

Sehr geehrte Herren,

in vorbezeichneter Sache teile ich mit. dass mir bekannt

ist, dass eine Berufung gegen das Urteil des Landgerichts 

nur durch einen, beim Hanseatischen Oberlandesgericht Hamburg 

zugelassenen Rechtsanwalt moeglich ist.

Hierauf erwidere ich, dass ich lediglich ein Gesuch um 

Bewilligung der Rechte nach # 114 ZPO eingereicht habe, da ich 

infolge einer schweren, langwierigen Magenerkrankung nicht 

in der Lage bin, die Kosten eines zusaetzlichen Anwaltes aus 

eigener Tasche zu bestreiten.

Ihre weitere Frage, wogegen ich Berufung eingelegt habe, 

muss dahin beantwortet werden, dass ich Berufung gegen den 

Beschluss des Landgerichts Hamburg bzw. gegen das Urteil 

des Landgerichts Hamburg v. 23„ 6. 1966 eingelegt habe. 

Der Klageantrag 7 der durch den aufzustellenden Anwalt einge- 

reicht werden soll, hat folgenden Inhalt;

1. die Erbengemeinschaft nach Dr. Hans Buxbaum, bestehend aus 

Frau Annie Rau, 
7200 Hollywood Blvd.
Hollywood,Calif. USA



- 2-

2. Frau Olga Frank geb. Buxbaum
62 East 96th Str., 
New York 28, N. Y. USA

wird in den frueheren Stand eingesetzt:

2. Der Beklagte hat an die Klagepartei fuer ihren am 24. 6. 1947 

verstorbenen Onkel erlittenen Schaden

a) an Koe rper u. Gesundheit

b) an Freiheit

c) an Eigentum u. Vermoegen

d) durch Zahlung von Sonderabgaben

e) durch Schaden im beruflichen Fortkommen

f) Schaden im wirtschaftlichen- Fortkommen

jeweils änen in das Ermessen des Gerichtes zu stellenden Be- 

trag zu zahlen.

3. Der Beklagte hat die Kosten beider Rechtszuege zu tragen

4. Das urteil ist vorlaeufig vollstreckbar.

Zur Begruendung meines Antrages habe ich im einzelnen folgendes 

auszufuehren:

a) Die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand

ich verweise auf die bereits abgegebenen Eidesstattlichen Ver­

sicherungen, deren Inhalt hierher ausdruecklich wiederhole. 

Ich hatte mich wiederholt an amtlicher Stelle erkundigt, 

wo mir der Bescheid zuteil wurde, dass ich nicht berechtigt sei, 

Ansprueche nach meinem am 24. 6. 1947 verstorbenen Onkel zu 

stellen.

.../3
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Diese Auskunft war jedoch falsch.

Ich bin selbstverstae ndlich berechtigt, die mit dem ur­

sprünglichen Antrag gestellten Antraege zu stellen.

Ich bin dahin belehrt worden, wenn mir eine amtliche Stelle 

wie im vorliegenden Falle eine falsche Auskunft erteilt hat , 

so kann ich hierfuer nicht haftbar gemacht werden und ausser­

dem kann nicht beahuptet werden, dass mich ein Verschulden 

trifft.

ich habe mich u. a. bei dem Deutschen Generalkonsulat in Havanna 

beizeiten erkundigt; wo mir die falsche Auskunft erteilt wurde. 

Im uebrigen moechte ich noch darauf hinweisen, dass wir 

zumindest ein vom Aenderungsgesetz geschaffener Haerteausgleich 

geltend machen koennen, weil dieser eine Ausweichmoeglichkeit 

zum Ausgleich von rechtlichen Haerten darstellen soll, vor 

allem daher, weil er einen Kompromiss gegenueber den Bestrebungen 

schafft, die Antragsfrist neu zu eroeffnen.

Nach # 189 Abs. 1 Satz 2 des Aenderungsgesetzes gilt die Antrags­

frist nicht fuer #171 BEG.

Hierueber heisst es im Berichte des Ausschusses auf Seite 16 

ausdruecklich:

Verfolgte, welche die Antragsfrist des # 189 versaeumt haben, 

sollen daher im # 171 beruecksichtigt werden; wenn ihre An- 

sprueche als solche eindeutig im Sinne der Rechtsprechung des 

BGH begruendet sind, uni deren Befriedigung allein an der 

Versaeumung der Antragsfrist scheitert.

.../4
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Unter diesen Umstaenden bitte ich meinem Antragstattzugeben 

und mir mitzuteilen, ob Sie noch in dem einen oder anderen 

Punkte zusaetzliche Informationen benoetigen.

ich kann insbesondere bestaetigen, dass der Verfolgte betraechtlichen 

Schaden an Koerper u. Gesundheit erlitten hat, so dass er schon 

lange vor seiner Zeit verstorben ist.

Er hat Schaden an Freiheit erlitten, wie wir bereits eingehend 

dargelegt haben.

Der Schaden an Eigentum u. Vermoegen setzt sich aus den 

Anspruechen zusammen, die wie folgt entstanden sindj 

aa) was in der Kristallnacht, der Nacü v. 8. auf 9. 11. 1938 zer- 

stoert, geraubt und gepluendert wurde.

bb) was unter widerrechtlichem Kollektivzwang zerstoert wurde, 

cc) was preisgegeben wurde.

Ich stelle den verfolgungsbedingten. Charakter der Krankheiten, 

die zu seinem Tode gefuehrt haben, ausdruecklich haben, durch 

den behandelnden Arzt, und durch Dr. Karl Rau.

Den Schaden an Eigentum u. Vermoegen stelle ich unter Beweis 

durch : Dr. Karl Rau

Den Schaden wegen Sonderabgaben stelle ich unter Beweis durch 

das zustaendige Landesfinanzamt.

Wegen des Schadens im beruflichen Fortkommen nehme ich Bezug 

auf das Zeugnis des Dr. Karl Rau.

Zu Unrecht ha t das Landgericht die Wiedereinsetzung in den vorigen 

Stand abgelehnt.

Wenn der Geschaeftstraeger der Deutschen dipl. Vertretung, 

Dr. Suess, nicht einmal sondern zum wiederholten Male eine 

falsche Auskunft erteilt hat, so ist das nicht uns als Verschulden



- 5- 

anzukreiden, ausserdem wird vollstaendig übersehen, dass wir 

nicht unsere Unschuld zu beweisen haben, sondern dass der 

Beklagteeunsere Schuld beweisen muss.

Davon kann gar keine Rede sein. Wir sind auch unserer Beweis­

pflicht in vollem Umfange nachgekommen, wie dies eindeutig 

aus der Fassung des # 176 BEG hervorgeht.

Es kann auch nicht damit argumentiert werden,dass wir die 

Moeglichkeit 1b tten, sich seit 196o mehr Gewissheit zu 

verschaffen. Hierzu bestand nicht die geringste Veranlassung, 

nachdem der Deutsche Rechtstraeger in Kuba Dr. Suess ausdrueck- 

lich erklaert, dass wir nicht unter die Bestimmungen des BEG 

fallen.

Ich bitte daher unserem Antrag stattzugeben.

Hochachtungsvoll
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XHb Klag« wird abgowieaen. 

gerlohtskooter. worden richt erhob»? . Die außer- 
goriahtllohen Kosten < a Heohtnstreite trgen 
die KLli^erinnen,

T a t b e stand

Die Kldgerianaa bagoiiran Entaohödl&unj lelstuwjan 
nach dan ■'eätimnungun. des BimdeBentsohädiguagsgesetzaa 
für ainan. von ihre» an 24- Juni 1947 verstorbenen Onkel 
erlittc&un. Schaden an Körper und Gesundheit, Freiheit, 
hlgentua und Vermögen^durch Zahlung von Sonderabg&ben 
sowie in beruflichen und wirtschaftlichen ?ortk<Mä»en.

Diese Ansprüche sind vw den KUigerijmen alt eine: 
aa 26. Mara 1965 bei der Beklagten oingegtutgenen Antrag 
angeneldat worden. Hinsichtlich der Versäumung der Antrags- 
friat begehren di« Klägerinnen Wledereinaetsung in den 
vorige» Stand und tragen dazu vor, sie seien durch eine 
falsche Auskunft an der rechtsseitigen Gcltendaachung der 
Ansprüche gehindert worden. Die Klägerin au 1) behauptet 
weiter, eis hab« Bich wiederholt persönlich sowohl ia 
Jahre 1953 als auch noch in Jchre ,956 bei der deutschen 
diploaatiachen Vertretung in Havanna erkundigt und von 
einen dortigen Bediensteten die Auskunft erhalten* nicht 
Mieprucheber chtißt zu sein. Dur Uh«tund, daß ei» in ei­
gener buche fora- und fristgerechte AtwrUohc angeneldet 
habe, «ei als Indis dafür au werten, daß sie in Sachen 
des Onkel* eine negative Auskunft erhalten hübe. Andern­
falls wärun dies« Ansprüche ebenfalls rechtseitig ango- 
■eldet worden.

Dl« Beklagt« hat den Antreg der Klägerinnen auf 
Wiedereinsetzung in deu vorigen Stand durch Bescheid vom 
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14. Oktobar 1965 abgelelint und gleichzeitig den ?ütacM- 
digungsantrog dar Klägerinnen als unzulässig zurückgo- 
wieecn. In den ßrilndon den Beacheides ist ausg«f hrti 
3s sei nicht glaubhaft gemacht worden, daß die Klägerinnen 
ohne ihr Verschulden gehindert geweoen seien, die Antra^s- 
friat elnauhalten. 3b mUaae bezw ifeit werden, daß die 
Klägerin zu 1) von sine» Ange drigon der diplomatischen 
Vertretung der Bundesrepublik in Havanna die Auskunft 
Uber die fehlende AnspruchsBerechtigung erhalten habe. 
Das deutsche Behördenpex'sonal sei nämlich angewiesen, 
?r Besteller ia Zwifeisfalle an die fachlich zuständige 
Stelle, in diesen Bolle an die 3ntn hädigungsBehörde» zu 
verweisen. Diese Zweifel würden durch das Vorbringen der 
Klägerin zu 1) bestärkt, sic habe in ihrer eigenen Sache 
form- und fristgere dit Ansprüche angeaeldet. Durch Sin- 
Bichtnähme In ihre bei dem Bayerischen Lasidesentschädlgungs— 
aat geführte Akte bube sich dieser yertrag 4ü„tlc— ul« 
unrichtig herausgestellt. Dio Klägerin su 1) habe ihre 
SntschädigungcansprUohe dort eretwilig nit eines am 16. 
Augwt 1960 eingegaagenen Antrag geltend geaacht und ia 
Verfahren über ihren Schaden an Körper und Gesundheit 
no-ar hilfeweise Wiedereinsetzung in den vorigen Stand 
beantragt. Sen Klägerinnen könne die Wiedereinsetzung 
in den vorigen Stand in dioees Verfahren nicht gewährt 
werden. Ihr Antrag auf Butechildigung nach een Onkel hübsb 
als unzulässig abgewleaen wurden.

Gegen dienen Bescheid richtet sieh die am 9. Xoveaber 
1965 bei Gericht eingegangena Kla^e dar Klägerin au 1), der 
eich dl« Kl^.orln zu 2) alt einen an 27. Deaenber 1965 
bei erlcht eingsgangenen fjohrifteatz angoaohlöaBan hat. 
Die Klägerinnen tragen vor, entgegen dar Ai nahae der 
Beklagten habe »loh die Klägerin au 1) sehr wohl bei dea
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doutschen Generalkonsulat in Kuba erkundigt und 
den Bescheid erhalten, da3 die Klägerinnen nicht 
berechtigt seien, nach einen Onkel SntschKäigunga- 
anspriicho geltend zu nachen. Diese Auskunft sei von 
den d&oaligen deutschen GeBchüftBtr-Hger in Kuba, 
Br. buese, erteilt war an. Sh sei anerkannten Hechtes, 
daß Wiedereinsetzujig in den vorigen atand gewlhrt 
werden milase, wenn eine aat-iahe stelle eine falsche 
Auskunft erteilt habe.

Die Klägerinnen beantragen, 
ihnen die Vfiederelnsetaunß in don 
vorigen Stand zu gewähren, 
die Beklagte au verurteilen, ihnen 
für Aon von den Erblasser erlittenen 
Schaden an Körper und Gesundheit, 
an Sigentua and Vermögen, im beruf­
lichen und wirtschaftlichen kort** 
können sowie für Schaden an leben 
eine in dos Srneeaen es Gerichts 
gestellt» Iintechädi£ung su sehlea.

Die Beklagte beantragt,

die Klage abauweisen, 
hilfswelse« sie gmtlß § ?13 Abs. 2 ZPO 
zu befugen und der Klage nur alt der 
Maßgabe stettsugeben, da» die Vorschrif­
ten des Hauahaltasicherungsg uetaee 
Anwendung fänden.

Zur Begründung ihrou Abwelsungawtruges nluat 
die Beklagte Bezug auf die Ausführungen in den unge- 
fochtenen Bescheid.

öo» Gericht hat die Anteoktan der Beklagten Uber 
den Onkel der Klägerinnen und di» Akten de» Bayerisch# 
Xntschädlgungsaatos, die Klägerin zu 1) betreffend, 
beigelogen. Auf den Inhalt der Belekten, wie auf den 
der Proaeßakte, wird ergänaenü Beaug genowiea.
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benennen. Es kßiui B»«r nicht fest-jestcllt werden, 
da2 die KISßcrinnen eich in Kuba. an ein« rait der 
RntschMigv.ns»®e»6t3gebi«i{j hinreichend vertraute 
Stelle gewandt haben. Dann 13* aber davon auszugehen, 
da3 eie ihrer Srkundigimgopflicht nicht nach,'okomen 
sind (BGH iM Nr. 9 zu § 189 BEO 1956).

Aber salbst wenn »an zugunsten dar Klägerinnen 
unters teilt, daß sie in Kuba ohne ihr Verschulden 
gehindert waren, sieh über die deutaohe Entschädigung..*» 
geaetzgebung zu erkundigen, ao kann das für die Zelt 
seit 1960 nicht mehr angenommen werden. Yon 196O bla 
1964 hat »ich die Klägerin zu 1) nässlich in Deutsch­
land aufgeholten» wie »ich aus den Ak en äea Bayeri­
schen. ÄntschädlgungsaBtBa ergibt. Spätestens seit 1960 
war sie in ihren eigenen Verführen auch durch einen 
Kit der Entechädigungsgeaetzgebiay' vertrauten Hecht»- 
anwnlt vsrtreten. Spätestem »eit 1960 hatten die 
Klägerinnen datier die ifdgliohkai. t, sich auerdchend« 
Auskönfts Uber die Sntßahädigungsgesetzgebung zu ver­
schaffen. Wenn sic trotadea erst in Jahrs 1965 einen 
antschädiguugsaötr g arteilten, 00 suU ihneö das jeden­
falls insoweit als Verschulden angerochmt werden, 
daß sie diesen Antrag nicht schon - wie die an das 
Bayeriache Birtsohttdlgungsaat - ndo 1960, Anfang 1961, 
sondern erat fünf Jahre später, an 26. Mhrs 1965, 
gestellt bauen.

Jedenfalls läßt sich nicht antepreohend § 1Ö9 
Aba. 5 B30 foetstellen, dad die Klägerinnen bis 1965 
ohne ihr Verschulden gehindert waren, einen Antrag auf 
ÄatecMdigungBlaistungan nach ihre« Onksl zu atollan. 
Dann aber kann Urnen jetzt auch nicht «ehr die 'rfleder- 
Binae iaung in den vorigen Stund Wagon Verzäunung der 
Frist des § 1ö9 Abs. 1 BEO gewiihrt werden. Ihre Klage 
lat schon au« diesen Grunde abzuwelacn.
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Ile Kostenentseheidungen ergeben sich aua den 
3»atincun;>en der §§ 209 Abs. 1, 225 Abe. 1 B33, 
91 A' s. 1 230. Einer Entscheidung Uber die vorläufige 
Vollstreckbarkeit des Urteils hinsichtlich der . osten 
bedarf ea nicht, weil Gerichtehesten nicht erhoben 
werden und die Beklagte Erstattung ihrer außergericht­
lichen Kosten nicht verlangt.

I»*0chai<t Marwede Beyer
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